Satzung

der Gemeinde Ellerbek und der
Hamburger Stadtentwasserung — Anstalt des 6ffentlichen Rechts —

uber die Erhebung von Abgaben fiir die Abwasserbeseitigung
im Gebiet der Gemeinde Ellerbek

) vom 27.09.2018
(mit Anderungen vom 07.12.2018, 10.12.2021, 15.12.2023, 16.12.2024
und 28.02.2025)

(Beitrags- und Gebuhrensatzung)

— Lesefassung —

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fiir Schleswig-Holstein vom 28. Februar 2003 (GVOBI.
2023, 57), zuletzt geandert am 24.05.2024 (GVOBI. S. 404), der §§ 1 Absatz 1 und 3, 2 Absatz 1
Satz 1, 5, 6, 8, 9 und 9a des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG)
vom 10. Januar 2005 (GVOBI. S. 27), zuletzt gedndert am 04. Mai 2022 (GVOBI. S. 564), der §§
1 Abs. 1, 2 des Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974
(GVOBI. 1974, 37) zuletzt gedndert am 27.10.2023 (GVOBI. S. 514), § 1 der Landesverordnung
Uber Verwaltungsgebihren vom 26. September 2018 (GVOBI. 2018, 476) zuletzt geandert am
06.08.2024 (GVOBI. S. 722), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausflhrung des
Abwasserabgabengesetzes vom 13. November 2019 (GVOBI. S. 425), der o6ffentlich-rechtlichen
Vereinbarungen zwischen der Gemeinde Ellerbek und der Hamburger Stadtentwasserung vom
22. Méarz 2018 sowie der Ubertragungssatzung der Gemeinde Ellerbek vom 27.09.2018 wird nach
Beschlussfassung der Gemeindevertretung vom 27.09.2018 sowie der Geschéaftsfiihrung der
Hamburger Stadtentwasserung vom 27.09.2018 die folgende Satzung erlassen, die hiermit
bekanntgemacht wird:

Inhaltsiibersicht

I. Abschnitt: Grundlagen der Abgabenerhebung

§1  Offentliche Einrichtungen
§2  Abgabenerhebung
§ 3  Kostenerstattungen

Il. Abschnitt: Beitrage fiir die Abwasserbeseitigung

§4 Grundsatze der Beitragserhebung
§ 5 Beitragsfahige Aufwendungen

§6 Berechnung des Beitrags

§7 Gegenstand der Beitragspflicht
§8 Entstehung der Beitragspflicht
§9 Beitragsmalistab flr die zentrale 6ffentliche Schmutzwassersammlung
§ 10 Beitragspflichtige

§ 11 Veranlagung, Falligkeit

§ 12 Vorauszahlungen

§ 13 Ablbésung

§ 14 Beitragssatz

Seite 1 von 14



lll. Abschnitt: Gebiihren fiir die Abwasserbeseitigung

§ 15 Grundsatze der Geblhrenerhebung

§ 16  Geblhrenmalistab fir die Schmutzwassersammlung durch die HSE

§ 17 Gebuhrenmalistab fir die Schmutzwasserfortleitung und -behandlung durch die
Gemeinde

§ 18 Erhebungszeitraum

§ 19 Gebuhrenpflicht

§ 20 Entstehung des Gebuhrenanspruchs

§ 21 Vorausleistungen

§ 22 Gebuhrenschuldner

§ 23 Falligkeit

§ 24 Geblhrensatze

IV. Abschnitt:Gebiihren fiir die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung

§ 25 Grundsatze fur die Geblhrenerhebung
§ 26 GeblUhrenmalistab und Gebuhrensatz
§ 27 Entstehung des Geblhrenanspruchs

IV. Abschnitt: Schlussbestimmungen

§ 28 Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht

§ 29 Verwaltungsgebihren fir besondere Leistungen der Abwasserbeseitigung
§ 30 Datenverarbeitung

§ 31  Ordnungswidrigkeiten

§ 32 Inkrafttreten

I. Abschnitt: Grundlagen der Abgabenerhebung
§1

Offentliche Einrichtungen

(1) Die Hamburger Stadtentwasserung (HSE) betreibt eine o&ffentliche Einrichtung fur die
Schmutzwasserbeseitigung, eine O6ffentliche Einrichtung fir die Niederschlags-
wasserbeseitigung sowie eine oOffentliche Einrichtung zur Beseitigung des in Klaranlagen
anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers (dezentrale
Schmutzwasserbeseitigung) nach MalRgabe des § 2 Absatze 2 und 4 der Satzung Uber die
Abwasserbeseitigung der Gemeinde Ellerbek und der HSE (Allgemeine
Abwasserbeseitigungssatzung — AAS) in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Die Gemeinde betreibt eine weitere 6ffentliche Einrichtung fur die Fortleitung und Behandlung
des im Gebiet der Gemeinde gesammelten Schmutzwassers gemal § 2 Absatz 3 der
Satzung Uber die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Ellerbek und der HSE (Allgemeine
Abwasserbeseitigungssatzung - AAS) in der jeweils geltenden Fassung.

§2
Abgabenerhebung

(1) Die HSE erhebt Beitrdage fir die Herstellung der zentralen o6ffentlichen
Schmutzwassersammlungseinrichtung (Anschlussbeitrage) einschlieBlich des ersten
Grundstiicksanschlusses. Die ErschlieBung von Grundsticken in neuen Baugebieten
(rdumliche Erweiterung der Abwasserbeseitigungsanlagen) gilt als Herstellung der
offentlichen Schmutzwassersammlungseinrichtung.
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(2)

(1)

(2)

©)

Die Gemeinde und die HSE erheben fur die Vorhaltung und Inanspruchnahme ihrer
offentlichen Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung Schmutzwassergebhren.

§3

Kostenerstattungen

Die HSE fordert Erstattung der Kosten bzw. Ersatz der Aufwendungen in tatsachlicher Hohe
fur besondere Leistungen, die nicht durch die Abgaben nach § 2 abgegolten sind. Zu diesen
besonderen Leistungen zahlen:

1. die Veranderung, Umlegung oder Beseitigung von Grundstlicksanschlissen, sofern diese
MaRnahme von einem zur Nutzung des Grundstlicks dinglich Berechtigten veranlasst
worden ist,

2. die Herstellung von zusatzlichen Schmutzwassergrundstiicksanschlissen im Sinne von
§ 12 Absatz 3 der Allgemeinen Abwasserbeseitigungssatzung in der jeweiligen Fassung,

3. die Herstellung eines Schmutzwassergrundstiicksanschlusses flir eine von einem
Grundstuck, fur das die Beitragspflicht bereits entstanden ist, abgeteilte und zu einem
Grundstuck verselbstandigte Teilflache.

4 die Herstellung, Erweiterung, Veranderung, Umlegung oder Beseitigung von
Grundstucksanschlissen der zentralen  offentlichen  Einrichtung far  die
Niederschlagswasserbeseitigung,

5. die Herstellung und spatere Beseitigung von Grundsticksanschlissen fur Grundstiicke,
fur die keine Beitragspflicht entstanden ist, z.B. bei einer nicht auf Dauer angelegten
Grundstucksnutzung.

Schuldner des Kostenerstattungsanspruchs ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des
Bescheides Eigentimerin oder Eigentimer des Grundstiicks oder zur Nutzung am
Grundstiuck dinglich Berechtigte oder Berechtigter ist. Mehrere Schuldner sind
Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. Soweit die erstattungspflichtige MaRnahme
mehreren Grundstiicken gemeinsam oder aber hinterliegenden Grundstiicken dient, sind alle
Eigentimer bzw. Nutzungsberechtigten der beteiligten Grundsticke Schuldner der
Aufwendungen.

Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Beendigung der MaRnahme. Die Mallnahme ist
beendet, wenn die erstattungspflichtige MalRnhahme betriebsfertig hergestellt oder beseitigt
ist. Die HSE ist berechtigt, vor Ausflihrung der Arbeiten einen angemessenen Vorschuss oder
den gesamten Betrag der sich voraussichtlich ergebenden Kosten zu verlangen.

ll. Abschnitt: Beitrage fur die Abwasserbeseitigung

§4

Grundsatze der Beitragserhebung

(1) Die HSE erhebt einmalige Anschlussbeitrage fiir die zentrale offentliche Einrichtung der

(2)

Schmutzwassersammlung nach dem Vollgeschossmalfstab.

Beitrage werden erhoben zur Abgeltung der Vorteile, die durch die Méglichkeit der
Inanspruchnahme entstehen.
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(1)

(2)

)

(4)

§5
Beitragsfahige Aufwendungen

Beitragsfahig sind alle Investitionsaufwendungen fir die eigenen Anlagen der HSE fur die
zentrale offentliche Schmutzwassersammlung nach der Allgemeinen
Abwasserbeseitigungssatzung. Aufwendungen fur Anlagen Dritter (Baukostenzuschulsse)
sind beitragsfahig, wenn die HSE durch sie dauerhafte Nutzungsrechte an Abwasseranlagen
erworben hat.

Bei der Berechnung der Beitragssatze sind Zuschisse sowie die durch spezielle
Deckungsmittel auf andere Weise gedeckten Aufwandsteile abzuziehen.

Aufwendungen oder Aufwandsanteile fur die Strallenentwasserung sind nicht beitragsfahig
und bei der Beitragskalkulation herauszurechnen.

Der nicht durch Beitrage, Zuschusse oder auf andere Weise unmittelbar gedeckte Teil der
Investitionsaufwendungen wird ausschlieRlich durch Abschreibungen und Zinsen im Rahmen
der Abwassergebihren finanziert.

§6

Berechnung des Beitrags

Der Beitrag fur die zentrale offentliche Schmutzwassersammlung errechnet sich durch die
Vervielfaltigung der nach den Bestimmungen Uber den Beitragsmal3stab berechneten und
gewichteten Grundstlicksflache (§ 9) mit dem Beitragssatz (§ 14).

(1)

(@)

3)

(1)

§7
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht zur Deckung des Gesamtaufwandes nach § 5 Absatz 1 unterliegen alle
Grundstlicke, die Uber eine Anschlussleitung an die Schmutzwassersammlungsanlage
angeschlossen werden kdénnen und

a) fur die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder
gewerblich genutzt werden durfen,

b) fir die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten Entwicklung der Gemeinde
zur Bebauung anstehen,

c) bereits eine bauliche oder gewerbliche Nutzung besteht.

Wird ein Grundstick an die zentrale offentliche Schmutzwassersammlungsanlage
tatsachlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die
Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erflillt sind.

Grundstick im Sinne dieser Satzung ist grundsatzlich das Grundstick im
grundbuchrechtlichen Sinne.

§8
Entstehung der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entstent mit der Beendigung der beitragsfahigen MalRnahme
(§ 4). Die beitragsfahige MalRnahme ist beendet, wenn die Schmutzwassersammlungs-
einrichtung einschlieRlich des Grundstlicksanschlusses bis an die Grenze des zu
entwassernden Grundstiickes, oder bei Hinterliegergrundstiicken bis zur Grenze des
trennenden oder vermittelnden Grundstiicks mit der Stralle, in der die Leitung verlegt ist,
betriebsfertig hergestellt ist.
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(2) Im Falle des § 7 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss der auf dem
Grundstuick vorhandenen Baulichkeit.

(3) Ubernimmt die HSE von Dritten Schmutzwassersammlungsanlagen fir die
Abwasserbeseitigung, so entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss an die 6ffentliche
Einrichtung zur Schmutzwassersammlung.

§9

BeitragsmaRBstab fur die zentrale 6ffentliche Schmutzwassersammiung

(1) Der Abwasserbeitrag fur die zentrale 6ffentliche Schmutzwassersammlung wird aufgrund der
nach der Zahl der Vollgeschosse gewichteten Grundstlicksflache (Vollgeschossmalistab)
erhoben.

(2) Fur die Ermittlung der Grundstticksflache gilt:

a) bei Grundstucken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Flache,
wenn fur das Grundstick im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung
festgesetzt ist,

b) bei Grundstlicken, die tUber die Grenzen des Bebauungsplanes herausreichen, die Flache
im Bereich des Bebauungsplanes, wenn fir diese eine bauliche oder gewerbliche Nutzung
festgesetzt ist,

c) bei Grundsticken, fir die kein Bebauungsplan besteht und die mit ihrer gesamten
Grundstuicksflache innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34
BauGB), die Gesamtflache des Grundsttickes,

d) bei Grundstlcken, fir die kein Bebauungsplan besteht und dessen Grundstlicksflachen
teilweise innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) und
teilweise im AulRenbereich liegen, die Flache zwischen der jeweiligen Stral’engrenze und
einer im Abstand von 40 Meter dazu verlaufenden Parallelen. Bei Grundstlicken, die nicht
an eine Stralle angrenzen oder nur durch einen zum Grundstick gehérenden Weg mit
einer Stralde verbunden sind, die im Abstand von 40 Metern dazu verlaufende Parallele,

e) bei Grundstlicken, die durch eine Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB erfasst sind, die
Flache innerhalb des Satzungsgebietes,

f) bei Grundstiicken, die Gber die sich nach den Buchstaben a) bis e) ergebenden Grenzen
hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Flache zwischen der jeweiligen
Strallengrenze bzw. im Falle von Buchstabe d) der der Strafle zugewandten
Grundstlicksseite und einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verlauft, die der
ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht,

g) bei Grundstlicken, flr die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof
festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34
BauGB) tatsachlich so genutzt werden, die Grundflache der an die
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten, geteilt durch die
Grundflachenzahl (GRZ) 0,2. Die so ermittelte Flache wird diesen Baulichkeiten dergestalt
zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Aulenwanden der
Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Uberschreitung der Grundstiicksgrenze durch
diese Zuordnung eine gleichmafige Flachenerganzung auf dem Grundsttick erfolgt,
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h) bei bebauten Grundstiicken im AuRenbereich (§ 35 BauGB) die Grundflache der an die
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten, geteilt durch die
Grundflachenzahl (GRZ) 0,2 Die so ermittelte Flache wird diesen Baulichkeiten dergestalt
zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den AuRenwanden der
Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Uberschreitung der Grundstiicksgrenze durch
diese Zuordnung eine gleichmafige Flachenerganzung auf dem Grundstlick erfolgt,

i) bei Grundstiicken im AuRenbereich (§ 35 BauGB), fir die durch Planfeststellung eine der
baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie), die Flache
des Grundstucks, auf die sich die Planfeststellung bezieht.

i) Fir Campingplatze und Freibader wird die volle Grundstlicksflache zu Grunde gelegt. Fur
Dauerkleingarten, Sportplatze, Festplatze und Grundstlicke mit &hnlichen Nutzungen wird
die Grundstlcksflache nur mit 75 v.H. angesetzt. Fir Friedhdfe, auch wenn sie mit einer
Kirche bebaut sind, gilt Buchstabe h).

(3) Fur die Ermittlung des unterschiedlichen MalRes der Nutzung wird die nach Absatz 2
ermittelte Grundsticksflache
1. vervielfacht mit:
a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,
b) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,
c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,
d) 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen und mehr.
2. Fur Grundstlcke, die von einem Bebauungsplan oder einem Bebauungsplanentwurf, der

die Voraussetzungen des § 33 BauGB erfullt, erfasst sind, ergibt sich die Zahl der
Vollgeschosse wie folgt:

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der hdchstzulassigen Zahl der
Vollgeschosse.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt die tatsdchliche Zahl der Vollgeschosse.

c) Ist nur die zuldssige Hohe von baulichen Anlagen festgesetzt, gilt als Zahl der
Vollgeschosse die héchstzulassige Hohe geteilt durch 2,3 m, wobei Bruchzahlen auf
volle Zahlen kaufmannisch auf- oder abgerundet werden.

Ist tatsachlich eine hohere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder
vorhanden, ist diese zu Grunde zu legen; das gilt entsprechend, wenn die
hochstzulassige Hohe der baulichen Anlagen Uberschritten wird.

3. Fur Grundstiicke oder Grundstlicksteile, soweit sie von einem Bebauungsplan nicht
erfasst sind oder flr Grundstlicke oder Grundstlicksteile, flr die ein Bebauungsplan die
Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Hohe der baulichen Anlagen nicht
festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse

a) bei bebauten Grundsticken aus der Hochstzahl der tatsachlich vorhandenen
Vollgeschosse;

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstiicken als zuldssige Zahl der Vollgeschosse
unter Berlcksichtigung der in der ndheren Umgebung tberwiegend vorhandene Zahl
der Vollgeschosse.

4. Bei Grundstlicken, auf denen Garagen oder Stellplatze zulassig oder vorhanden sind,
gelten Garagengeschosse als Vollgeschosse; mindestens wird ein Vollgeschoss zu
Grunde gelegt.

5. Bei Kirchen und Friedhofskapellen wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.
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6. Bei Grundsticken, auf denen keine Bebauung zuldssig ist, die aber gewerblich oder
industriell genutzt werden kénnen oder werden, wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.
Das gilt fur Campingplatze und Freibader entsprechend, es sei denn, aus der
Bebauungsmaoglichkeit oder Bebauung ergibt sich eine héhere Zahl der Vollgeschosse,
die dann zu Grunde gelegt wird.

7. Vollgeschosse i.S. der vorstehenden Regelungen sind nur Vollgeschosse i.S. der
Landesbauordnung. Ergibt sich aufgrund alter Bausubstanz, dass kein Geschoss die
Voraussetzungen der Landesbauordnung fir ein Vollgeschoss erflllt, wird ein
Vollgeschoss zu Grunde gelegt.

§10
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentiimer
des angeschlossenen Grundstiicks oder zur Nutzung des Grundstiicks dinglich Berechtigter
ist. Ist das Grundstlick mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an Stelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner; bei
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer nur
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(2) Die Beitragspflichtigen haben alle fur die Errechnung der Beitrage erforderlichen Auskinfte
zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der HSE das Grundstlick betreten, um die
Bemessungsgrundlage festzustellen oder zu prifen.

(3) Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen auf den Rechtsnachfolger tber. Die etwaige
personliche Haftung des Rechtsvorgangers bleibt hiervon unbertihrt.

§ 11
Veranlagung, Falligkeit

(1) Der Schmutzwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach
Bekanntgabe des Bescheides fallig, sofern im Bescheid keine andere Falligkeit bestimmt
wird. Das gleiche gilt fiir die Erhebung einer Vorauszahlung (§ 12).

(2) Fur Grundsticke, fur die Befreiung vom Anschlusszwang (§ 9 der Allgemeinen
Abwasserbeseitigungssatzung) erteilt wird, wird die Falligkeit bis zur Aufhebung der
Freistellung hinausgeschoben. Die Verjahrung ist gemal § 231 Abgabenordnung bis zu
diesem Zeitpunkt wegen Zahlungsaufschub unterbrochen.

§12
Vorauszahlungen

Auf Beitrage kdnnen bis zur Hohe des voraussichtlichen Beitrages Vorauszahlungen gefordert
werden, sobald mit der Ausflihrung einer Malinahme begonnen wird. § 10 gilt entsprechend.
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§13
Ablosung

Vor Entstehung der Beitragspflicht kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch Vertrag zwischen
dem Beitragspflichtigen und der Gemeinde in Hohe des voraussichtlich entstehenden
Anspruches abgelost werden. Fur die Berechnung des Ablosebetrages gelten die Bestimmungen
dieser Satzung.

§14
Beitragssatz

Der Beitragssatz flr die Herstellung der zentralen O6ffentlichen Einrichtung fir die
Schmutzwassersammlung betragt 1,37 Euro / m?

lll. Abschnitt: Gebiihren fur die Abwasserbeseitigung

§ 15
Grundsatze der Gebuhrenerhebung

(1) Fur die Vorhaltung und die Inanspruchnahme der &ffentlichen Schmutzwasser-
beseitigungseinrichtungen und flir die nach § 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende
Abwasserabgabe werden Abwassergebuihren fur die Grundstlicke, die direkt oder indirekt in
die zentralen Ooffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen entwassern, von der
Gemeinde und der HSE nach Mallgabe der folgenden Vorschriften erhoben.

(2) In die Gebuhrenkalkulation gehen neben den Kosten fur die eigenen Anlagen der Gemeinde
und der HSE auch laufende Kosten fiir die Nutzung von Anlagen Dritter, deren die HSE oder
die Gemeinde sich zur Abwasserbeseitigung bedient, die Abschreibungen aus
Baukostenzuschussen fur Anlagen Dritter (§ 5 Abs. 1 Satz 2) und Abschreibungen fur der
HSE unentgeltlich Ubertragene Abwasserbeseitigungsanlagen, insbesondere aufgrund von
ErschlieBungsvertragen, ein. Der Wert von unentgeltlich Gbergebenen Abwasseranlagen gilt
fur die Zinsberechnung als aus beitragsahnlichen Entgelten finanziert.

§ 16
GebuhrenmaRBstab fiir die Schmutzwassersammiung durch die HSE

(1) Die Benutzungsgebdhr fiir die Schmutzwassersammlung durch die HSE wird nach einem die
tatsachliche Inanspruchnahme berlcksichtigenden Mal3stab erhoben.

(2) Malistab flr die Benutzungsgebuihr ist die Schmutzwassermenge, die in die 6ffentliche
Schmutzwassersammlungsanlage gelangt. Berechnungseinheit flr die Gebuhr ist 1 cbm
Schmutzwasser.

(3) Als in die offentliche Schmutzwassersammlungsanlage gelangt gelten

1. die dem Grundstuck aus 6ffentlichen und privaten Wasserversorgungsanlagen zugefiihrte
und durch Wasserzahler berechnete Wassermenge,

2. die auf dem Grundstick gewonnene und dem Grundstick sonst zugeflihrte
Wassermenge, sofern diese Wassermengen nicht ausschliellich der Gartenbewasserung
dienen und nicht mit dem Ubrigen Wasserversorgungsnetz des Grundstiicks verbunden
sind,

3. die tatsachlich eingeleitete Schmutzwassermenge, insbesondere soweit eine
Abwassermesseinrichtung besteht,
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(4)

()

(6)

4. Niederschlagswasser, das in einer Niederschlagswassernutzungsanlage (z.B. Zisterne)
gesammelt, auf dem Grundstilick verbraucht und dann als Schmutzwasser der zentralen
offentlichen Schmutzwassersammlungsanlage zugeflihrt wird, sowie Niederschlags-
wasser, das aufgrund von Verunreinigung der Schmutzwassersammlungsanlage
zugefuhrt werden muss.

Hat ein Wasserzahler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder Uberhaupt nicht
angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Schmutzwassermenge von der HSE unter
Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und
Berticksichtigung der begriindeten Angaben des Geblhrenpflichtigen geschatzt.

Die Wassermengen nach Absatz 3 hat, soweit diese nicht durch o6&ffentliche
Wasserversorgungsanlagen zugefihrt wurden, die oder der Geblhrenpflichtige der HSE
binnen Monatsfrist fur das abgelaufene Kalenderjahr, bei zeitlich begrenzten Einleitungen
innerhalb eines Monats nach Beendigung der Einleitung anzugeben. Die Wassermengen
nach Satz 1 sind durch Wasserzahler nachzuweisen, die die oder der Gebuhrenpflichtige
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik und auf eigene Kosten einzubauen und
zu unterhalten hat. Ist die Verwendung von Wasserzahlern technisch nicht moglich oder dem
Gebuhrenpflichtigen nicht zumutbar, sind die Wassermengen nach Satz 1 vom
Gebuhrenpflichtigen durch prifungsfahige Unterlagen nachzuweisen. Die HSE kann fir den
Nachweis nach Satz 2 und 3 per Bescheid Vorgaben machen und insbesondere eine
Eichung der Wasserzahler verlangen. Wird der Nachweis nicht oder nicht ausreichend
erbracht, so ist die HSE berechtigt, die Wassermengen zu schatzen. Dabei sind alle
Umstande zu berlcksichtigen, die fir die Schatzung von Bedeutung sind. Fir die nach
Absatz 3 Nummer 4 als Schmutzwasser abzurechnende Niederschlagswassermenge wird,
soweit ein prufungsfahiger Nachweis nicht vorgelegt wird, die befestigte und angeschlossene
Grundstucksflache mit der durchschnittlichen Jahresniederschlagsmenge, bereinigt durch
eine Pauschale fur Verdunstungen etc. (Abflussbeiwert), multipliziert. Erfolgt die Einleitung
nicht Gber das gesamte Kalenderjahr, wird die Menge dem Zeitanteil der Einleitung
entsprechend aufgeteilt.

Wassermengen, die nachweislich nicht in die offentlichen Schmutzwassersammlungs-
anlagen gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nur innerhalb einer
Ausschlussfrist von einem Jahr flr das abgelaufene Jahr zuldssig. Absatz 5 Satz 2 bis 6
gelten entsprechend.

§17

GebilihrenmaRBstab fur die Schmutzwasserfortleitung, und —behandlung durch die

Gemeinde

Die Benutzungsgeblihr fir die Schmutzwasserfortleitung und -behandlung durch die Gemeinde
wird nach einem die tatsachliche Inanspruchnahme berticksichtigenden Mal3stab erhoben. Die
Regelungen des § 16 Abs. 2 bis 6 gelten insoweit entsprechend.

§18
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2)

Soweit die Geblhr nach den durch Wasserzahler ermittelten Wassermengen erhoben wird
(§§ 16 Abs. 3, 4 und 5, 17 Satz 2) und die Ableseperiode nicht mit dem Erhebungszeitraum
(Kalenderjahr) Ubereinstimmt, ist der Wasserverbrauch dem Erhebungszeitraum
entsprechend dem anteiligen Verbrauch je Tag aus den verschiedenen Ableseperioden
zuzuordnen.
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§19
Geblihrenpflicht

Die Gebuhrenpflicht flr die Benutzungsgebiihren der HSE und der Gemeinde besteht, sobald
das Grundstlick an die offentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung der HSE angeschlossen ist
und den offentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen der HSE und der Gemeinde von dem
Grundstick Abwasser zugefiihrt wird.

(1)

(2)

(1)

(2)

(1)

§ 20
Entstehung des Gebiihrenanspruchs

Der Geblhrenanspruch entsteht mit der Inanspruchnahme durch die Einleitung von
Schmutzwasser. Die Abrechnung entstandener Anspriche erfolgt jahrlich (§ 18); fur schon
entstandene Teilanspriche auf Schmutzwassergebiihren werden wahrend des Jahres
Vorauszahlungen erhoben (§ 21).

Wechselt der Gebuhrenschuldner wahrend des Jahres, entsteht der Anspruch damit fir den
abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind der bisherige und der
neue Gebuhrenschuldner Gesamtschuldner.

§ 21
Vorausleistungen

Ab Beginn des Erhebungszeitraumes kénnen von der HSE und der Gemeinde
Vorausleistungen auf die Geblhren verlangt werden. Die HoOhe richtet sich nach der
Gebuhrenschuld des Vorjahres oder dem voraussichtlichen Entgelt fir das laufende Jahr.

Vorausleistungen werden mit je einem Zwdlftel des Betrages nach Absatz 1 Satz 2 jeweils
am Monatsanfang erhoben.

§ 22
Gebuhrenschuldner

Gebuhrenschuldner ist, wer zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheides
Grundstlickseigentimerin oder -eigentimer oder zur Nutzung am Grundstick dinglich
Berechtigte oder Berechtigter ist. Gebuhrenschuldner ist daneben auch ein Mieter oder ein
Pachter, soweit er aufgrund dieses Schuldverhéltnisses zur Nutzung von Wohnungen,
Raumen oder sonstigen Teilen des Grundsticks, fur die eigene geeichte Wasserzahler
vorhanden sind, berechtigt ist. Gebuhrenpflichtig ist auerdem, wer die mit den 6&ffentlichen
Einrichtungen zur Schmutzwassersammlung und zur Schmutzwasserfortleitung und —
reinigung gebotenen Leistungen in Anspruch nimmt Mehrere Berechtigte nach den Satzen 1
und 2 sind Gesamtschuldner.
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§ 23
Falligkeit

(1) Die Geblhren werden durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe
des Bescheides féllig, sofern im Bescheid keine andere Falligkeit bestimmt wird.

(2) Der Gebuhrenbescheid der HSE kann mit dem Gebuhrenbescheid der Gemeinde verbunden
werden.

(3) Soweit die Gebuhren nach § 16 Abs. 3 Nr. 1 berechnet werden, kdnnen die Gemeinde und
die HSE die Gebuhren zusammen mit dem Wassergeld durch den Wasserversorger
berechnen und einziehen lassen.

§24
Gebiihrensatze
(1) Die Benutzungsgebihr der HSE
fur die Schmutzwassersammlung betragt 0,62€/m?

(2) Die Benutzungsgebuhr der Gemeinde flr die Schmutzwasserfortleitung
und -behandlung betragt: 1,76 €/ m?

IV. Abschnitt:
Gebiuhren fiur die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung

§ 25
Grundsatze fiir die Geblihrenerhebung

Far die Inanspruchnahme der offentlichen Einrichtung zur dezentralen
Schmutzwasserbeseitigung erhebt die HSE Benutzungsgebuhren in Form von Grund- und
Verbrauchsgebiihren nach Maltgabe dieser Satzung.

§ 26
GebiuihrenmafBstab und Gebiihrensatz

(1) Die Grundgebuhr fur die Abfuhr von Schlamm aus Kleinklaranlagen betragt 119,09 Euro fur
jede vorgenommene Entsorgung. Die Zusatzgebuhr betragt 57,45 Euro flir jeden entsorgten
Kubikmeter Fakalschlamm.

(2) Die Grundgebuhr fir die Abfuhr von Abwasser aus abflusslosen Sammelgruben betragt
83,30 Euro fur jede vorgenommene Entsorgung. Die Zusatzgebuihr betragt 24,06 Euro fir
jeden entsorgten Kubikmeter Abwasser.

(3) In den Grundgebihren gemaly Abs. 1 und 2 ist das Auslegen und Einholen von bis zu 30 m
Schlauchlange enthalten. Fur das Auslegen und Einholen zuséatzlicher Schlauchlangen tber
30 m hinaus wird fur jeden zusatzlichen Meter Schlauchlange eine Gebuhr von 2,38 Euro
erhoben.

(4) In Not- und Dringlichkeitsfallen betragt die Grundgebihr gemaf Abs. 1 und 2 313,50 Euro
fur jede vorgenommene Entsorgung. Ein Not- und Dringlichkeitsfall liegt vor, wenn die
Notwendigkeit einer Leerung nach Maligabe von § 19 Abs. 1 der Abwasserbeseitigungs-
satzung nicht innerhalb einer Mindestfrist von 14 Tagen vor der erforderlichen Durchfliihrung
angezeigt wird und somit eine Sonderabfuhr beauftragt werden muss.

Beitrags- und Gebulhrensatzung Ellerbek Seite 11 von 14



(5) Kannaus Grinden, die der Grundeigentimer zu vertreten hat, eine Kleinklaranlage oder eine
abflusslose Sammelgrube trotz vorheriger satzungsgemafer Benachrichtigung nicht
entsorgt werden, wird flr jeden vergeblichen Abholversuch eine Gebihr von 194,50 Euro
erhoben.

(6) Die Abrechnung der Entsorgung von Fakalschlamm aus Kleinklaranlagen und Abwasser aus
abflusslosen Sammelgruben erfolgt leistungsbezogen.

§ 27
Entstehung des Gebiihrenanspruchs

(1) Die Geblhrenpflicht besteht, sobald die Kleinklaranlage oder die Sammelgrube in Betrieb
genommen wird.

(2) §§ 18, 20, 21, 22, 23 gelten entsprechend.

V. Abschnitt  Schlussbestimmungen

§ 28
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht

Die Abgabenpflichtigen haben der HSE und der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die fir die
Festsetzung und Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der
Rechtsverhaltnisse am Grundstuick ist der HSE und der Gemeinde sowohl vom VerauRRerer als
auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstick
Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen (z. B. grundstlickseigene
Brunnen, Wasserzufihrungen, Wasser- oder Abwassermessvorrichtungen), so hat der
Abgabenpflichtige dies unverzuglich der HSE und der Gemeinde schriftlich anzuzeigen; dieselbe
Verpflichtung besteht fir ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, gedndert oder beseitigt
werden. Beauftragte der HSE und der Gemeinde dirfen nach Maligabe der Abgabenordnung
Grundstucke betreten, um Bemessungsgrundlagen fur die Abgabenerhebung festzustellen oder
zu Uberprifen; die Abgabenpflichtigen haben dies zu ermdglichen.

§29
Verwaltungsgebiihren fiir besondere Leistungen der Abwasserbeseitigung

(1) Beantragt die Eigentlimerin oder der Eigentimer des Grundstiicks, der zur Nutzung am
Grundstuck dinglich Berechtigte oder Berechtigter oder eine sonstige berechtigte Person
eine der in Absatz 2 genannten besonderen Leistungen, wird eine Verwaltungsgebuhr
erhoben.

(2) Eine Verwaltungsgebuhr wird erhoben und nach Abschluss der Leistung sowie Festsetzung
durch die HSE fallig bei

a) Prifung und Erteilung einer Entwasserungsgenehmigung einschliellich Anschluss des
Grundstlickes an die offentliche Abwasseranlage: 50 — 150 Euro

b) Prifung und Erteilung einer Indirekteinleitergenehmigung: 50 — 10.000 €
Erfordert die Entscheidung umfangreiche Prifungen, bis zu 500 % der vorstehenden

Gebduhr.
c) Ausziige aus der Anlagendokumentation der Offentlichen Abwasseranlage:
17 — 150 Euro

d) Erteilung einer Bescheinigung Uber Anschlussbeitrage: 25 — 50 Euro
e) Abnahme und Genehmigung von Gartenwasserzahlern: 25 Euro.
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(6)

f) Wiederholung eines Abnahmetermins aufgrund eines durch den Antragsteller zu
vertretenen Grundes: 25 Euro

In den Fallen der Buchstaben a), b), ¢) und d) wird die H6he der Geblhr in Abhangigkeit des
notwendigen Umfangs der Bearbeitung und der Art der gebuUhrenpflichtigen Leistung
festgesetzt.

§ 30
Datenverarbeitung

Zur Ermittlung der Abgabenpflichten und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Vearbeitung der erforderlichen personenbezogenen
und grundstliicksbezogenen Daten sowie von Geodaten,

a) die aus der Prifung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach dem Baugesetzbuch der
Gemeinde bekannt geworden sind,

b) der Kdmmerei der Gemeinde,

c) des Einwohnermeldeamtes der Gemeinde,

d) aus dem Grundbuch beim Amtsgericht Pinneberg,

e) der unteren Bauaufsichtsbehérde des Kreises Pinneberg und
f) des Landesamtes fir Vermessung und Geoinformation,

durch die HSE und die Gemeinde zulassig. Die HSE und die Gemeinde durfen sich diese
Daten von den genannten Amtern und Behorden Ubermitteln lassen und zum Zwecke der
Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.

Die Nutzung und Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beachtung der EU-
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und der Vorschriften des Gesetzes zum Schutz
personenbezogener Informationen (Landesdatenschutzgesetz —LDSG) i.V.m. der Satzung
der Gemeinde Ellerbek Uber die Flhrung einer automatisierten Liegenschaftsdatei in der
jeweils gultigen Fassung.

Soweit die Gemeinde die offentliche Wasserversorgung selbst betreibt, sind sowohl sie als
auch die HSE berechtigt, die im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen
und anfallenden personenbezogenen und grundsticksbezogenen Daten und
Wasserverbrauchsdaten fiur Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu
verwenden und weiter zu verarbeiten.

Soweit die Gemeinde sich bei der 6ffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient oder
in der Gemeinde die offentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, sind sowohl
die HSE als auch die Gemeinde berechtigt, sich die zur Feststellung der Abgabenpflichtigen
und zur Festsetzung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlichen personenbezogenen
und grundsticksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen
zu lassen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung
weiterzuverarbeiten.

Die Gemeinde und die HSE sind befugt, auf der Grundlage von Angaben der
Abgabenpflichtigen und von nach den Absatzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis
der Abgabenpflichtigen mit den fir die Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen
Daten zu filhren und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung
zu verwenden und weiterzuverarbeiten.

Die HSE und die Gemeinde sind befugt, Subunternehmen hinzuziehen. Hierfur obliegt es der
HSE und der Gemeinde, ihre datenschutzrechtlichen Pflichten den Subunternehmen zu
Ubertragen.
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(7) Sofern die HSE und die Gemeinde personenbezogene Daten in gemeinsamer
Verantwortung mit einem weiteren Verantwortlichen verarbeitet, stellt die HSE und die
Gemeinde die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Pflichten bei dem weiteren
Verantwortlichen sicher.

§ 31
Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach §§ 16 Abs. 5 und 17 Satz 2 der Satzung sind
Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes und kénnen mit
einer GeldbulRe nach §18 Absatz 3 des KAG geahndet werden.

§ 32
Inkrafttreten

(1) Diese Abgabensatzung tritt rlickwirkend zum 1. Januar 2018 in Kraft *.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung Uber die Erhebung von Abgaben fir die zentrale
Abwasserbeseitigung der Gemeinde Ellerbek vom 15. Juni 2012 sowie der Satzung der
Gemeinde Uber die Erhebung von Geblhren fir die Beseitigung von Abwasser aus
Grundstucksklaranlagen vom 09.12.2011 aufRer Kraft.

(3) Soweit Abgabenanspriiche vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstanden sind, gelten die
dafur maflgebenden Regelungen.

(4) Soweit Beitragsansprliche vor der 6ffentlichen Bekanntmachung dieser Satzung aber nach
dem Inkrafttreten oder vorgesehenen Inkrafttreten der Satzung nach Abs. 2 entstanden sind,
werden die Beitragspflichtigen nicht ungunstiger gestellt als nach der bisherigen Satzung.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

* Anmerkung:

Die 1. Anderungssatzung vom 07.12.2018 trat am 01.01.2019 in Kraft.
Die 2. Anderungssatzung vom 10.12.2021 trat am 01.01.2022 in Kraft.
Die 3. Anderungssatzung vom 15.12.2023 trat am 01.01.2024 in Kraft.
Die 4. Anderungssatzung vom 16.12.2024 trat am 01.01.2025 in Kraft.
Die 5. Anderungssatzung vom 28.02.2025 tritt am 01.03.2025 in Kraft.

Beitrags- und Gebulhrensatzung Ellerbek Seite 14 von 14



	Inhaltsübersicht
	I. Abschnitt: Grundlagen der Abgabenerhebung
	II. Abschnitt: Beiträge für die Abwasserbeseitigung
	III. Abschnitt: Gebühren für die Abwasserbeseitigung
	IV. Abschnitt: Gebühren für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung
	IV. Abschnitt: Schlussbestimmungen
	§ 30 Datenverarbeitung

	I. Abschnitt: Grundlagen der Abgabenerhebung
	II. Abschnitt: Beiträge für die Abwasserbeseitigung
	Vorauszahlungen

	III. Abschnitt:  Gebühren für die Abwasserbeseitigung
	Vorausleistungen
	Fälligkeit

	IV. Abschnitt:
	Gebühren für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung
	Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung erhebt die HSE Benutzungsgebühren in Form von Grund- und Verbrauchsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung.
	V. Abschnitt Schlussbestimmungen
	§ 29 Verwaltungsgebühren für besondere Leistungen der Abwasserbeseitigung
	Datenverarbeitung



